B 118 Anpassung Personalgesetz an LUPK-Reglementsrevision

(ID: 3917)

Geltendes Recht

Entwurf RR vom 6. Marz 2018

Antrage der SPK vom 16. Mai 2018 fiur die
1. Beratung

Gesetz

Uber das offentlich-rechtliche Arbeitsver-
haltnis

(Personalgesetz, PG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates
vom 6. Mérz 2018,

beschliesst:

Gesetz Uber das offentlich-rechtliche Arbeitsverhalt-
nis (Personalgesetz, PG) vom 26. Juni 2001 (Stand
1. Februar 2018) wird wie folgt geandert:

! SRLNr.51

§ 12a (neu)
Anderung wesentlicher Bestandteile des Arbeitsver-
haltnisses im gegenseitigen Einvernehmen

1 Wesentliche Bestandteile des Arbeitsverhaltnisses
kénnen im gegenseitigen Einvernehmen abweichend
von den Bestimmungen dieses Gesetzes verandert
werden.

§ 12a Abs. 2 (geandert)
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Geltendes Recht

Entwurf RR vom 6. Marz 2018

Antrage der SPK vom 16. Mai 2018 fur die
1. Beratung

2 Wird die Funktion ab dem Zeitpunkt, in dem eine
Rente der Vorsorgeeinrichtung gemass 8§ 63 bezo-
gen werden kann, verandert und resultiert daraus
eine Lohneinbusse, kann eine Abfindung ausgerich-
tet werden, deren Hohe maximal der Lohneinbusse
fr ein Jahr entspricht.

2 Wird die Funktion verandert oder bei Lehrpersonen
eine Pensenreduktion aus Altersgrinden ab dem
Zeitpunkt, in dem eine Rente der Vorsorgeeinrich-
tung gemass 8§ 63 bezogen werden kann, nétig und
resultiert daraus eine Lohneinbusse, kann eine Ab-
findung ausgerichtet werden, deren Hohe maximal
der Lohneinbusse fir ein Jahr entspricht.

§ 22
Beendigung aus Altersgrinden

1 Das Arbeitsverhéltnis endet spatestens am Mo-
natsende nach der Erfullung des 65. Altersjahres der
oder des Angestellten. Fur Lehrpersonen und Fach-
personen der schulischen Dienste endet es im Jahr,
in welchem sie das 65. Altersjahr erfilllen, am Ende
des Schuljahres.

2 Die zustandige Behorde kann das Arbeitsverhaltnis
aus Altersgriinden vorzeitig beenden, frihestens je-
doch auf den Zeitpunkt, in welchem der oder die An-
gestellte das Rentenalter der Vorsorgeeinrichtung
gemass § 63 erreicht hat. Es ist eine Frist von sechs
Monaten einzuhalten. Sie bertcksichtigt beim Ent-
scheid wichtige betriebliche Griinde, die Situation
des Arbeitsmarktes und berechtigte Interessen der
oder des Angestellten.

§ 22 Abs. 1 (geéndert), Abs. 2 (geéandert)

1 Das Arbeitsverhaltnis endet spatestens am Mo-
natsende nach der Erfullung des 65. Altersjahres der
oder des Angestellten. Fur Lehrpersonen und Fach-
personen der schulischen Dienste endet es am Ende
des Schuljahres, in welchem sie das 65. Altersjahr
erfullen.

2 Die zustandige Behorde kann das Arbeitsverhaltnis
aus wichtigen betrieblichen Griinden oder bei nach-
gewiesener Leistungseinbusse trotz bestehender
Leistungsbereitschaft vorzeitig aus Altersgriinden
beenden, frihestens jedoch ab dem Zeitpunkt, in
dem eine Rente der Vorsorgeeinrichtung gemass §
63 bezogen werden kann. Es ist eine Frist von sechs
Monaten einzuhalten. Die zustandige Behdérde be-
riicksichtigt beim Entscheid die berechtigten Interes-
sen der oder des Angestellten.

§ 25
Abfindung

§ 25 Abs. 17 (neu), Abs. 3, Abs. 4 (geandert),
Abs. 6 (neu)

1bis Bei Angestellten, deren Arbeitsverhéltnis gemass
§ 22 Absatz 2 vorzeitig aus Altersgrinden beendet
wird, besteht der Anspruch auf eine Abfindung be-
reits mit wenigstens funf Dienstjahren.
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3 Kein Anspruch auf Abfindung besteht in den fol-
genden Fallen der Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses:

d. bei Beendigung aus Altersgriinden,

4 Die Abfindung betragt hochstens zwolf Monatsloh-
ne. Der Regierungsrat regelt das Néhere.

8 Kein Anspruch auf Abfindung besteht in den fol-
genden Fallen der Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses:

d. (geandert) bei Beendigung aus Altersgriinden
gemass 8 22 Absatz 1,

4 Die Abfindung betragt héchstens einen Jahreslohn
(13 Monatsléhne). Der Regierungsrat regelt das Na-
here.

6 Angestellten, die wahrend der Abfindungsdauer ein
neues Erwerbseinkommen erzielen, welches bei der
Festlegung der Abfindung noch nicht bekannt war,
wird die Abfindung gekirzt. Der Regierungsrat regelt
das Nahere.

Keine Fremdanderungen.

Keine Fremdaufhebungen.

V.

Die Anderung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Sie
unterliegt dem fakultativen Referendum.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Die Prasidentin:
Der Staatsschreiber:
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		Gesetz
über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis
(Personalgesetz, PG)

		



		

		Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

		



		

		nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom 6. März 2018,

		



		

		beschliesst:

		



		

		I.

		



		

		Gesetz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis (Personalgesetz, PG) vom 26. Juni 2001
 (Stand 1. Februar 2018) wird wie folgt geändert:

		



		

		§  12a (neu)


Änderung wesentlicher Bestandteile des Arbeitsverhältnisses im gegenseitigen Einvernehmen

		§  12a Abs. 2 (geändert)



		

		1 Wesentliche Bestandteile des Arbeitsverhältnisses können im gegenseitigen Einvernehmen abweichend von den Bestimmungen dieses Gesetzes verändert werden.

		



		

		2 Wird die Funktion ab dem Zeitpunkt, in dem eine Rente der Vorsorgeeinrichtung gemäss § 63 bezogen werden kann, verändert und resultiert daraus eine Lohneinbusse, kann eine Abfindung ausgerichtet werden, deren Höhe maximal der Lohneinbusse für ein Jahr entspricht.

		2 Wird die Funktion verändert oder bei Lehrpersonen eine Pensenreduktion aus Altersgründen ab dem Zeitpunkt, in dem eine Rente der Vorsorgeeinrichtung gemäss § 63 bezogen werden kann, nötig und resultiert daraus eine Lohneinbusse, kann eine Abfindung ausgerichtet werden, deren Höhe maximal der Lohneinbusse für ein Jahr entspricht.



		§  22


Beendigung aus Altersgründen

		§  22 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

		



		1 Das Arbeitsverhältnis endet spätestens am Monatsende nach der Erfüllung des 65. Altersjahres der oder des Angestellten. Für Lehrpersonen und Fachpersonen der schulischen Dienste endet es im Jahr, in welchem sie das 65. Altersjahr erfüllen, am Ende des Schuljahres.

		1 Das Arbeitsverhältnis endet spätestens am Monatsende nach der Erfüllung des 65. Altersjahres der oder des Angestellten. Für Lehrpersonen und Fachpersonen der schulischen Dienste endet es am Ende des Schuljahres, in welchem sie das 65. Altersjahr erfüllen.

		



		2 Die zuständige Behörde kann das Arbeitsverhältnis aus Altersgründen vorzeitig beenden, frühestens jedoch auf den Zeitpunkt, in welchem der oder die Angestellte das Rentenalter der Vorsorgeeinrichtung gemäss § 63 erreicht hat. Es ist eine Frist von sechs Monaten einzuhalten. Sie berücksichtigt beim Entscheid wichtige betriebliche Gründe, die Situation des Arbeitsmarktes und berechtigte Interessen der oder des Angestellten.

		2 Die zuständige Behörde kann das Arbeitsverhältnis aus wichtigen betrieblichen Gründen oder bei nachgewiesener Leistungseinbusse trotz bestehender Leistungsbereitschaft vorzeitig aus Altersgründen beenden, frühestens jedoch ab dem Zeitpunkt, in dem eine Rente der Vorsorgeeinrichtung gemäss § 63 bezogen werden kann. Es ist eine Frist von sechs Monaten einzuhalten. Die zuständige Behörde berücksichtigt beim Entscheid die berechtigten Interessen der oder des Angestellten.

		



		§  25


Abfindung

		§  25 Abs. 1bis (neu), Abs. 3, Abs. 4 (geändert), Abs. 6 (neu)

		



		

		1bis Bei Angestellten, deren Arbeitsverhältnis gemäss § 22 Absatz 2 vorzeitig aus Altersgründen beendet wird, besteht der Anspruch auf eine Abfindung bereits mit wenigstens fünf Dienstjahren.

		



		3 Kein Anspruch auf Abfindung besteht in den folgenden Fällen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses:

		3 Kein Anspruch auf Abfindung besteht in den folgenden Fällen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses:

		



		d.
bei Beendigung aus Altersgründen,

		d.
(geändert) bei Beendigung aus Altersgründen gemäss § 22 Absatz 1,

		



		4 Die Abfindung beträgt höchstens zwölf Monatslöhne. Der Regierungsrat regelt das Nähere.

		4 Die Abfindung beträgt höchstens einen Jahreslohn (13 Monatslöhne). Der Regierungsrat regelt das Nähere.

		



		

		6 Angestellten, die während der Abfindungsdauer ein neues Erwerbseinkommen erzielen, welches bei der Festlegung der Abfindung noch nicht bekannt war, wird die Abfindung gekürzt. Der Regierungsrat regelt das Nähere.

		



		

		II.

		



		     

		Keine Fremdänderungen.

		     



		

		III.

		



		     

		Keine Fremdaufhebungen.

		     



		

		IV.

		



		     

		Die Änderung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Referendum.

		     



		

		Luzern,

		



		

		Im Namen des Kantonsrates
Die Präsidentin:
Der Staatsschreiber:
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